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Paris, 10. Januar

F rankreich bietet der W elt immer 
wieder die erstaunliche Über­

raschung, daß seine fehlende poli­
tische Stabilität seine W irtsdiafts- 
konjunktur nicht beeinträchtigt. Der 
perm anenten politisdien Labilität 
steht eine ebenso perm anente und 
fast zu große wirtschaftliche Stabi­
lität gegenüber. Die letzten Monate 
des Jahres 1955 w aren in dieser 
Beziehung besonders aufschluß­
reich. M it seinem peinlich vergeb- 
liciien Ringen um eine W ahlreform 
ersdiütterte das Parlam ent sein 
nationales und internationales Pre­
stige, während sich der unbefan­
gene Beobachter nicht des Gefühls 
einer Auflösung der S taatsautorität 
erwehren; konnte. Gleichzeitig er­
reichte jedoch die Industrieproduk­
tion einen Rekordstand, gestatteten 
hohe Steuereinnahm en der Staats­
kasse, einen erheblichen Teil frühe­
rer Vorschüsse der N otenbank zu­
rückzuzahlen, verringerte das Land 
mit der Steigerung seiner Gold- 
und Devisenreserven seine Aus­
landsverschuldung, nahm die pri­
vate Spartätigkeit in bisher nie 
gekanntem  Maße zu und wickelte 
sich in anscheinend sorglosester 
A tmosphäre das beste W eihnachts­
geschäft mit höchsten Umsätzen ab. 
Unruhe beobachtete man lediglich 
auf dem wieder etwas belebteren 
Goldmarkt und an der unent­
schlossen lustlosen, aber immerhin 
recht widerstandsfähigen W ert­
papierbörse.

Politik und W irtschaft bewegen 
sich in Frankreich auf zwei ver­
schiedenen Ebenen. Das ist nur 
möglich, weil eine ebenso scharfe 
Trennung zwischen Politik und V er­
waltung besteht. Die W ahrneh­
mung der staatlichen Funktionen 
liegt viel stärker in den Händen 
des V erw altungsapparates als bei 
der Regierung oder beim Parla­
ment. Der w iederholt festgestellte 
Leerlauf der Politik im eigentlichen 

' Sinne mit zahlreichen Regierungs­
krisen verhindert zwar grund­
legende Entscheidungen, nicht aber 
den normalen Ablauf des täglichen 
Lebens. Die Verwaltung hat ihr 
eigenes Schwergewicht, sie läßt sich 
durch die Politik in ihrer Routine 
nicht stören. Selbst in den stür­
mischsten Perioden der französi­
schen Geschichte erfüllte sie metho­
disch ihre Pflicht, und weder die 
Große Revolution von 1789 nodi 
der Zusammenbruch des napoleo-

nischen Imperiums führten zur ge­
ringsten Unterbrechung der Ver­
waltungstätigkeit.

Gewiß, ohne Entscheidungen auf 
höchster Ebene, ohne Gesetze und 
Kabinettsbeschlüsse geht es in kei­
nem Lande, auch in Frankreich 
nicht. Ein gewisses Gegengewicht 
ergibt sich aus dem G esetzesüber­
fluß, der sich im Laufe der Jahrhun­
derte ansammelte und durch keine 
Revolution, durch keinen Zusam­
menbruch außer Kraft gesetzt 
wurde. Einer überaus findigen Ver­
waltung fällt es daher nicht zu 
schwer, für selbständige Entschei­
dungen ohne Regierungsinterven­
tionen die erforderlichen Gesetzes­
grundlagen zu entdecken. Die poli­
tische Stärke Frankreichs ist übri­
gens nicht zuletzt in dem außerge­
wöhnlichen W ert seiner allzu oft 
verkannten Verw altung verw ur­
zelt. Trotz schlechter Bezahlung und 
nicht gerade besonders hoher sozi­
aler Achtung blieb ein bedeuten­
der Teil der französischen Elite der 
Verwaltung treu. An ihrer Spitze 
gibt es verhältnism äßig wenig 
Bürokratie, viel Opfersinn, noch 
mehr Verantwortungsbewußtsein 
und Begabung im w ahrsten Sinne 
des W ortes. Die Leichtigkeit, mit 
der es Frankreich gelang, in der 
Nachkriegszeit in sehr zahlreiche 
internationale O rganisationen und 
Einrichtungen führend fähige Per­
sönlichkeiten zu entsenden, um 
dort eine über sein politisches Ge­
wicht weit hinausgehende Rolle zu 
spielen, spricht für die Qualifika­
tion seines hohen Beamtenstabes. 
Es ist ferner bezeichnend, daß die 
Riesenbetriebe des staatlichen W irt­
schaftssektors, von der Eisenbahn 
über die Kohlengruben und die 
Elektrizitätswerke bis zur verstaat­
lichten Automobilfabrik Renault, 
völlig losgelöst von der Politik 
selbständig in restlos einwandfreier 
Form von M anagern geleitet w er­
den, die sich M inistern und Regie­
rungschefs zumindest ebenbürtig 
fühlen.

Für manche wirtschaftspolitische 
Maßnahme der Regierung bestehen 
in Frankreich private Ausweich­
möglichkeiten. Die Steuerpolitik 
neutralisierte man durch einen bei­
nahe wissenschaftlich aufgebauten 
Steuerbetrug, die fortschrittliche 
Sozialpolitik ging Hand in Hand 
mit einer Verschärfung des Protek­
tionismus, während die staatlichen 
Kreditmaßnahmen einen erheb­

lichen Teil von Industrie und Land­
wirtschaft völlig unberührt ließen. 
Die W irkungen einer Veränderung 
des Diskontsatzes sind in Großbri­
tannien und auch in Deutschland 
völlig anders als in Frankreich, in 
Anbetracht der viel geringeren Ab­
hängigkeit einer im Grunde genom­
men kaum verschuldeten Industrie. 
Es ist kein Zufall, w enn heute die 
Banken der meisten Länder um Kre­
diteinschränkungen bem üht sind, in 
Frankreich jedoch nach zusätz­
lichen Kreditverteilungsmöglichkei­
ten Ausschau halten, weil die 
ernste Nachfrage hinter ihren finan­
ziellen Möglichkeiten zurückbleibt. 
Sieht man von einem Teil der 
Grundindustrien ab, erfolgte die 
M odernisierung der Nachkriegs­
jah re vorwiegend aus eigenen Mit­
teln  und ohne Beeinträchtigung der 
Krisenfestigkeit der französischen 
Wirtschaft.

Selbstverständlich muß man sich 
vor Übertreibungen hüten. Bei der 
Allmacht des m odernen Staates 
kann es auf die Dauer auch der 
französischen W irtschaft nicht
gleichgültig sein, ob die Politik sich 
in gesunden oder gefährlichen Bah­
nen bewegt, besonders in  einer 
Periode sinkender Handelsschran­
ken und anti-protektionistischer 
Tendenz. Frankreich könnte viel 
weiter, viel gesünder sein, wenn 
seine politische Lähmung nicht zur 
ständigen Vertagung unum gäng­
licher Beschlüsse führte, wenn 
die mangelnde Regierungsstabilität 
kein Bremsklotz für die allgem eine 
Entwicklung wäre. Hierin liegt für 
die kommenden Jahre eine zuneh­
mend bedenkliche Gefahr, die sich 
in der ersten Nachkriegsperiode 
nur wenig fühlbar machte, w eil die 
französische W irtschaft zunächst für 
ihre von der Politik unabhängige 
Eigenpolitik noch genügend Spiel­
raum hatte, weil sie sich außerdem, 
auf ihren eigenen Reichtum ge­
stützt, h inter behaglich protektio­
nistischen M auern bewegte und die 
Stunde der Entscheidungen noch 
nicht geschlagen hatte. M it Recht 
kündigten jedoch im jüngsten 
W ahlkampf Regierung und Oppo­
sition für die nächste Zukunft 
lebenswichtige Termine an. Die 
französische W irtschaft muß sich 
mit einer freieren europäischen 
Konkurrenz zurechtfinden und 
gleichzeitig ihre Beziehungen mit 
den überseeischen Gebieten der 
Französischen Union auf eine neue 
Grundlage stellen. Alfred Frisch
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